Stadtverwaltung Schwerin
Buro der Stadtvertretung
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00912/2016

Finanzierung der psychosozialen Prozessbegleitung

Beschlisse:
12.12.2016 Stadtvertretung
23. offentliche/nicht 6ffentliche Sitzung der
DB Stadtvertretung
Bemerkungen:
1

Es liegt folgender Ersetzungsantrag der Fraktion DIE LINKE vom 08.12.2016 vor:
Die Stadtvertretung stellt fest:

Verletzte von Gewalttaten sind besonders schutzbedurftig und benétigen wahrend des
Strafprozesses oftmals eine qualifizierte Betreuung, Beratung und Hilfe. Die psychosoziale
Prozessbegleitung stellt ein wichtiges Element des Opferschutzes dar. Daher ist es dringend
erforderlich, die Arbeit der beim Deutschen Kinderschutz-bund Schwerin beschéftigten
Fachkraft und ihrer landesweit 3 Kolleglnnen auch zu-kiinftig durch die entsprechende
Forderung abzusichern.

Die Stadtvertretung fordert den Oberblrgermeister daher auf:

- sich gegeniiber der Landesregierung gegen ein Vergitungssystem nach Fallpauschalen
auszusprechen und fur ein Festhalten an einer Vollfinanzierung durch stellenbezogene
Foérderungen zu werben

- fir den Fall, dass die Antwort auf diese Initiative negativ ausfallt, zu prifen ob und wie
gegebenenfalls die weitere Tatigkeit der bislang in Schwerin ansassigen Fachkraft durch die
Landeshauptstadt untersttitzt werden kann.

2.
Die Antrag stellende Fraktion erkléart, dass sie den Ersetzungsantrag der Fraktion DIE LINKE
vom 08.12.2016 Ubernimmit.

Beschluss:

Die Stadtvertretung stellt fest:
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Verletzte von Gewalttaten sind besonders schutzbedurftig und benétigen wahrend des
Strafprozesses oftmals eine qualifizierte Betreuung, Beratung und Hilfe. Die psychosoziale
Prozessbegleitung stellt ein wichtiges Element des Opferschutzes dar. Daher ist es dringend
erforderlich, die Arbeit der beim Deutschen Kinderschutz-bund Schwerin beschéftigten
Fachkraft und ihrer landesweit 3 Kolleglnnen auch zu-kinftig durch die entsprechende
Férderung abzusichern.

Die Stadtvertretung fordert den Oberblrgermeister daher auf:

- sich gegeniiber der Landesregierung gegen ein Vergutungssystem nach Fallpauschalen
auszusprechen und fur ein Festhalten an einer Vollfinanzierung durch stellenbezogene
Forderungen zu werben

- fir den Fall, dass die Antwort auf diese Initiative negativ ausfallt, zu prifen ob und wie
gegebenenfalls die weitere Tatigkeit der bislang in Schwerin ansassigen Fachkraft durch die
Landeshauptstadt unterstitzt werden kann.*

Abstimmungsergebnis:

mehrheitlich bei sieben Gegenstimmen und drei Stimmenthaltungen beschlossen



	Beschlußvorschlag
	Datum
	Gremium
	Sitzungstext
	Wortprotokoll
	Text
	Abstimmungsergebnis
	Beschluß
	Realisierung
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Anlage

